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I I . 
Im Prokrustesbett der Bundesfinanzen 
Der Bundesrat visiert in seiner Finanzplanung für 1987, dem Ende der laufen-
den Legislaturperiode, eine öffentl iche Entwicklungshilfe im Umfang von 
796 Mio Franken bzw. 0,31 % des Bruttosozialproduktes an. Damit ist er 
von seiner Erklärung im Oktober 1982, die Entwicklungsleistungen bei 0,26 % 
zu plafonieren, abgerückt, und t r i t t für eine schrittweise Erhöhung ein, 
wenn auch weder im Tempo seiner eigenen Absichten zu Beginn der 80er 
Jahre noch entsprechend den Forderungen der Petition "Entwicklungshi l fe 
ist eine Ueberlebensfrage". Diese von über 206.000 Personen unterzeichnete 
Petit ion, ein Memorandum der Landeskirchen in gleichem Sinne und zahl-
reiche positive Voten im Parlament haben den Bundesrat jedoch bewogen, 
in Sachen Entwicklungshilfe wenigstens einen Mittelweg zu beschreiten. 
Der neue Rahmenkredit für technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe von 
1,8 Mia Franken trägt dieser Zielsetzung Rechnung. Der Kredit steckt den 
Rahmen für neue Verpfl ichtungen, die der Bund eingehen kann; mi t ihm 
wird jedoch nicht programmiert, wieviel tatsächlich jedes Jahr an Entwick-
lungshilfe ausgezahlt werden kann. So finden die politischen Auseinander-
setzungen um das Volumen der Hilfe nicht im Zusammenhang mit den 
Rahmenkrediten statt — der Ständerat genehmigte den Kredit mit 38 : 0 
Stimmen — , sondern sie sind auf die jeweiligen Budgetdebatten in der 
Wintersession verschoben. Bisher entstand of t eine Kluf t zwischen den wohl-
tönenden, aber unverbindlichen Erklärungen anlässlich der Finanzplanung 
und Rahmenkredite und den tatsächlichen Mittelzuweisungen bei der Bewil-
ligung des Budgets. So ist die Laufzeit des früheren Rahmenkredits von 
1,65 Mia Franken von 36 Monaten auf 46 Monate verlängert worden - eine 
Folge der alljährlichen Sparübungen. Die Zukunf t wi rd weisen müssen, ob 
es dem 1,8 Mia-Franken-Kredit besser ergehen wird. 
Der neue Rahmenkredit 
für technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe : 
P E R S P E K T I V E N Z U M A U S B A U 
D E R S C H W E I Z E R I S C H E N E N T W I C K L U N G S Z U S A M M E N A R B E I T 
Richard Gerster 
148 Untersuchung und Stellungnahmen 
Weshalb mehr Entwicklungshilfe ? 
Der Bundesrat begründet in seiner Botschaft an die Eidgenössischen Räte den 
weiteren Ausbau der Entwicklungshilfe nicht einfach mit dem aussenpoliti-
schen Grundsatz der Solidarität oder der höheren Leistungen des Auslandes, 
sondern knüpf t ausgeprägt bei unseren Eigeninteressen und unserer Identität 
an. Im Vordergrund stehen nebst dem ungesättigen Bedarf seitens der Ent-
wicklungsländer und der humanitären Tradi t ion der Schweiz vor allem unsere 
wirtschaftl ichen Interessen, das unteilbar ökologische Gleichgewicht un-
seres Planeten und politische Ueberlegungen. "Die immer tiefere K lu f t 
zwischen Armen und Reichen führ t zu Spannungen und Konf l ik ten. Indem 
sie diesen Graben verringern hi l f t , leistet die öffentl iche Entwicklungshilfe 
einen wichtigen Beitrag zum Frieden und zur Sicherheit der Welt und dadurch 
auch zur Sicherheit der Schweiz" (S. 45). Schliesslich : "Da sich unsere 
Wirtschaft stark nach aussen orientiert, ist unser Wohlstand direkt vom guten 
Zustand der Weltwirtschaft, in welcher die Entwicklungsländer eine immer 
wichtigere Rolle spielen, abhängig" (S. 44) . Selbst Hinweise auf Zielkon-
f l ik te fehlen nicht : "Wi rd die Hilfe anderen Zielen als der Entwicklung — 
zum Beispiel der Exportförderung oder kurzfristigen politischen Zielen — 
nutzbar gemacht, büsst sie darob an Wirksamkeit e i n " (S. 29). Wenn heute 
eine "Minderhei t von Ländern" über einen "sehr grossen Teil des Reichtums 
der Wel t " verfüge, so hätten sie dies "n ich t nur günstigen natürlichen Voraus-
setzungen oder der Arbeit und dem Erfindungsgeist ihrer Bewohner, sondern 
auch bestimmten historischen Zufällen und Gegebenheiten zu verdanken" 
(S. 45). 
Die Formen der Hilfe 
Neben der technischen Zusammenarbeit und Finanzhilfe werden aus anderen 
Rahmenkrediten wirtschafts- und handelspolitische Massnahmen, Akt ionen 
der humanitären Hilfe, Kapitalbeteiligungen an Entwicklungsbauten und 
Universitätsstipendien finanziert. Mit aller Deutl ichkeit hält der Bundesrat 
fest, dass der humanitären Hilfe zwar eine grosse Bedeutung zukommt, dass 
aber der "Entwicklungszusammenarbeit bei der Auftei lung der Mittel 
Vorrang eingeräumt werden muss. Sie schafft die Voraussetzungen, welche 
das Eingreifen der humanitären Hilfe langfristig überflüssig machen sol l ten" 
(S. 35). Der Antei l der humanitären Hilfe am "Gesamtkuchen" der Bundes-
leistungen bleibt von 1984 bis 1987 bei 20 % konstant. Eine versteckte 
Erhöhung ergibt sich allerdings dadurch, dass künft ig die Beiträge von 8,2 Mio 
Franken (1983) an die UNICEF nicht mehr zu Lasten der humanitären 
Hilfe, sondern des Rahmenkredits für technische Zusammenarbeit und Finanz-
hilfe gehen sollen. Der Antei l der wirtschafts- und handelspolitischen Mass-
nahmen — in der Hauptsache die umstrittenen Mischkredite — steigt von 
15% (1984) auf 18% (1986) bzw. 16% (1987). Diese Erhöhung über den 
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15 %-Plafonds hinaus hat vorübergehenden Charakter und ist auf die Arbeits-
beschaffungsmassnahmen des Bundes zurückzuführen. Die Kapitalbeteili-
gungen sind und bleiben mit 2 % bzw. die Universitätsstipendien mi t 1 % 
Antei l unbedeutend. Den Löwenanteil beansprucht die technische Zusammen-
arbeit und Finanzhilfe mit rund 60 %. Aus entwicklungspolitischen Gründen 
ist dieser Schwerpunkt absolut gerechtfertigt; die Plafonds von 20 % für die 
humanitäre Hilfe bzw. 15 % für wirtschafts- und handelspolitische Massnah-
men stellen Obergrenzen dar, die im Interesse von auf die Aermsten aus-
gerichteten und langfristig orientierten Entwicklungsbemühungen keinesfall 
überschritten werden sollten. 
Antei l der multilateralen Hilfe 
Die multilaterale Zusammenarbeit wi rd zu Lasten der verschiedenen Rah-
menkredite finanziert. Beim 1,65 Mia-Franken-Rahmenkredit sind 425 Mio 
Franken bzw. 25,8 % für multilaterale Hilfe verpfl ichtet worden. Diesem 
Prozentsatz entsprechen auch ungefähr die 1981-83 gemachten Auszahlun-
gen für eine bilaterale Zusammenarbeit von total 224 Mio Franken bzw. 
24 % der Auszahlungen für technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe. 
Ob der Bundesrat die multilaterale Hilfe auch in Zukunf t in der Grössen-
ordnung von 25 % weiterzuführen gedenkt, geht aus der Botschaft nicht 
hervor; denn er legt nur ganz allgemein weiterhin das Schwergewicht auf die 
bilaterale Zusammenarbeit, wil l sich aber gleichzeitig " i n angemessener 
F o r m " an der Tätigkeit multilateraler Organisationen beteiligen. Diese 
Gummi-Klausel wäre zu präzisieren, wobei in Abwägung der Vor- und Nach-
teile die multilaterale Hilfe nicht weiter ausgebaut werden sollte. Auch die 
Petition "Entwicklungshi l fe ist eine Ueberlebensfrage" enthält unter ande-
rem die Forderung nach absolutem Vorrang für die direkte Zusammenarbeit 
mit den ärmeren Entwicklungsländern, Regionen und Bevölkerungsgruppen. 
Von Bedeutung ist die Tatsache, dass im Gegensatz zu früher nun seit einigen 
Jahren die sog. "assoziierte H i l fe " und die "Kof inanzierungen" zum bilate-
ralen Programm zählen. In diesen beiden Fällen wird ein bestimmtes Projekt 
aus dem Programm einer internationalen Organisation ausgewählt und ent-
weder vollständig (assoziierte Hilfe) oder teilweise (Kofinanzierung) finan-
ziert. 1981-83 wurden volle 115 Mio Franken für assoziierte Hilfe und Kof i -
nanzierungen ausgegeben, was 12,5 % aller Auszahlungen für technische 
Zusammenarbeit und Finanzhilfe entspricht. Um einer schleichenden Mult i -
lateralisierung der schweizerischen Entwicklungshilfe unter bilateraler Eti-
kette vorzubeugen, wi rd man diesen Antei l sorgsam im Auge behalten müssen. 
Al lein für Kofinanzierungen mit der Weltbanktochter IDA sind 1981-83 
79,2 Mio Franken bzw. 4,8 % des Rahmenkredits verpfl ichtet worden. Aus 
dem neuen Rahmenkredit sollen es nach den Vorstellungen des Bundesrates 
sogar 170 Mio Franken bzw. 9,4 % sein. Diese massive Erhöhung kommt 
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einer Umgehung des Volksentscheids von 1976 gleich, als die Stimmbürger 
ein 200 Mio-Franken-Darlehen zugunsten der IDA bachab schickten. 
A u s w a h l , Vorbereitung und Evaluation von IDA-Kof inanzierungen 
Auf Antrag von Nationalrat Walter Renschier hat das Parlament im Bundes-
beschluss zum 1,65 Mia-Rahmenkredit von 1980 verankert, dass bei Beiträ-
gen an Projekte internationaler Organisationen die Schweiz "an deren Aus-
wahl, Vorbereitung und Evaluation im Prinzip betei l igt" sein soll. Diese 
Bestimmung bewirkt, dass Kofinanzierungen nicht nur statistisch in der 
Rubrik bilateraler Zusammenarbeit verbucht werden, sondern dass auch die 
Grundsätze der bilateralen Hilfe zur Anwendung gelangen. Allerdings ist 
diese Bestimmung nicht einfach in die Tat umzusetzen. Im Verlaufe des 
1,65 Mia-Franken-Rahmenkredits wurde nur gerade die IDA-Kofinanzierung 
des Getreidelagerungsprojekts in Pakistan von Schweizer Seite evaluiert. 
In seinen Beratungen zum neuen Rahmenkredit hat der Ständerat diesem 
Punkt besondere Aufmerksamkeit gewidmet und den früheren Beschluss in 
leicht veränderter Formulierung ("an deren Auswahl, Vorbereitung und 
Evaluation die Schweiz beteiligt oder interessiert ist") bekräftigt. Dem sehr 
legitimen Anliegen dieser Bestimmung kann nur nachgelebt werden, wenn 
der Umfang von Kofinanzierungen beschränkt bleibt. So ergibt sich von der 
qualitativen ebensosehr wie von der politischen Seite her die Notwendigkeit 
einer Zügelung der Expansion von IDA-Kofinanzierungen. 
Ausbau der Erfahrungsverwertung 
Die Bedeutung, die der Bundesrat in seiner Botschaft der Evaluation zumisst, 
ist mehr als gerechtfertigt. Nur ausgebaute Finanz- und Erfolgskontrollen 
gemeinsam mit den Partnern im Entwicklungsland vermögen eine ständige 
Auswertung der Erfahrungen zu gewährleisten. Dieser Grundsatz darf nicht 
nur für die technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe gelten, sondern 
ebensosehr für Akt ionen der humanitären Hilfe wie auch bei den wirtschafts-
und handelspolitischen Massnahmen. Bei den letzteren werden erste Schritte 
in Sachen Projektprüfung gemacht. Akt ionen der humanitären Hilfe profit ie-
ren immer noch infolge ihres direkten humanitären Anspruchs sowohl hin-
sichtlich der finanziellen als auch der Erfolgskontrollen von einem ungerecht-
fertigten Schonraum. 
Evaluation ist ein Blick zurück mi t dem Ziel einer besseren Vorausschau. So 
werden Projektprüfungen zum Ausgangspunkt von Kurskorrekturen in der 
Projektpol i t ik oder der allgemeinen Entwicklungsstrategie. Diesem Aspekt 
der Innovationen sollte in Zukunf t höchste Aufmerksamkeit geschenkt 
werden, ist doch angesichts des raschen weltwirtschaft l ichen, sozialen 
und ökologischen Wandels anzunehmen, dass die entwicklungspolitischen 
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Rezepte der 70er Jahre in der Mitte der 80er Jahre nur noch beschränkt 
anwendbar sein werden. 
Neue A k z e n t e in der Projektpolitik 
Sehr zu unterstützen ist die Bereitschaft des Bundes, nicht nur mi t staatlichen 
Stellen, sondern vermehrt auch mit privaten Partnern in Entwicklungsländern 
zusammenzuarbeiten. Ueber die Kanäle von privaten Organisationen können 
die ärmeren Bevölkerungsschichten of t direkter erreicht werden als über die 
Regierung. Nicht selten sind dabei auch Konf l ik te mit Behörden und einfluss-
reichen Personen einprogrammiert, welche private Selbsthilfe-Aktivitäten als 
Konkurrenz oder gar Subversion empfinden. Diese von den Zielen des Ent-
wicklungszusammenarbeitsgesetzes her wirksamen privaten Kanäle verlangen 
deshalb vom Bund ein gerütteltes Mass an Konfl iktbereitschaft. Soweit die 
schweizerischen Vertretungen in den Partnerländern eingeschaltet sind, wi rd 
auch ihnen ein vertieftes Verständnis für Entwicklungsfragen aus der Sicht 
der betroffenen Bevölkerung anstelle der Regierungsoptik abgefordert. 
Die ausdrückliche Würdigung der Umweltbedingungen und des ökologischen 
Gleichgewichts in den Entwicklungsländern verdient ebenfalls volle Unter-
stützung. Wenn sich heute das Augenmerk auf ökologische Fragen richtet, so 
ist das kein Zufall : Die Sensibilisierung hat in den Industrieländern infolge 
unserer eigenen Umweltprobleme zugenommen. Die Erhaltung natürlicher 
Lebensgrundlagen ist kein Luxus der Reichen, sondern auch eine unabding-
bare Voraussetzung für das Ueberleben in den Entwicklungsländern. "Es sind 
im allgemeinen die am meisten benachteiligten Bevölkerungsgruppen, die in 
erster Linie unter einer Verschlechterung der Umweltbedingungen zu leiden 
haben" (S. 130f.). Schon bisher hat der Bund verschiedene Umweltprojekte 
durchgeführt. Wenn der Bundesrat diesem Bereich nun ausdrücklich eine 
"Vorrangstel lung" einräumt, so lässt dies einen weiteren Ausbau und eine 
konsequente Beachtung von Folgen für die Umwelt bei den übrigen Projekten 
erwarten. 
Der in Ländern wie z.B. Nepal, Rwanda oder Haiti dramatische Raubbau auf 
Kosten der natürlichen Lebensgrundlagen hängt auch mit der Bevölkerungs-
explosion zusammen. Gemäss der offiziellen Projektphilosophie hat man 
sich beim Bund wie auch bei den privaten Hilfswerken bisher meist damit 
zufriedengegeben, dass im Zuge der wirtschaftl ichen Besserstellung der 
Bevölkerung auch die Geburtenrate rückläufig wi rd , weil die Kinder nicht 
mehr als Altersvorsorge benötigt werden. Falls jedoch der Kinderreichtum 
die wirtschaftl ichen Fortschritte fort laufend überrundet und z.B. auch die 
natürlichen Lebensgrundlagen strapaziert, w i rk t sich der Grundsatz "Ent-
wicklung ist die beste Familienplanung ! " bestenfalls höchst verlangsamt aus. 
Wenn dann in der bundesrätlichen Botschaft festgestellt w i rd , dass sich die 
Bevölkerung der heutigen Entwicklungsländer erst in der zweiten Hälfte des 
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2 1 . Jahrhunderts bei ca. 9 Mia Menschen stabilisieren werde, so muss man 
sich fragen, ob dieser Aspekt in der Projektarbeit bisher nicht unterschätzt 
worden ist. Anderseits ist die Wirkungslosigkeit isolierter Massnahmen zur 
Geburtenkontrol le hinreichend bekannt. So bleibt die Forderung, im Rahmen 
umfassender Projekte künft ig auch eine Komponente "Fami l ienplanung" ein-
zubauen und bevölkerungspolitischen Zusammenhängen höhere Priorität 
einzuräumen als bisher. Die Unterstützung multi lateraler Akt ionen wäre 
dementsprechend durch bilaterale Massnahmen zu ergänzen, die bisher wegen 
delikater politischer und kultureller Probleme vernachlässigt worden sind. 
Die Bevölkerungsexplosion wird damit keineswegs zum Sündenbock der 
"Unteren tw ick lung" gemacht; es geht vielmehr darum, die Möglichkeiten der 
freiwil l igen Familienplanung für eine Verbesserung der Lebensgrundlagen 
ebenso auszuschöpfen wie das in anderen Bereichen eine Selbstverständlich-
keit ist. 
Engpass Personal 
Erstmals in dieser Offenheit werden von der Verwaltung in einer Botschaft 
an das Parlament die personellen Probleme auf den Tisch gelegt. 1973 stan-
den der DEH 101,5 Stellen zur Bewältigung eines Finanzvolumens von 80 Mio 
Franken zur Verfügung; 1983 waren mi t 122,5 Stellen 359 Mio Franken zu 
"verdauen". Diesem offensichtlichen personellen Engpass wurde mi t ver-
schiedenen Massnahmen begegnet; weitere werden in der bundesrätlichen 
Botschaft in Aussicht genommen. Dabei handelt es sich zum Teil um Not-
lösungen. Fragwürdig ist beispielsweise die Ausdehnung des Projektumfangs, 
um den Verwaltungsaufwand herabzusetzen; denn grössere Projekte sind 
noch lange nicht bessere Projekte. Ebenso zweischneidig ist der programmier-
te Ausbau der IDA-Kofinanzierungen, um das quantitative Ausgabenwachs-
tum besser bewältigen zu können. Wird die schweizerische Beteiligung an 
Auswahl, Vorbereitung und Evaluation der Kofinanzierung gemäss Bundes-
beschluss seriös durchgeführt, so wi rd die arbeitsmässige Entlastung höchst 
gering ausfallen. 
Im Interesse der Sache beim vorgeschlagenen Massnahmenbündel sollte die 
"angemessene Erhöhung des Personalbestandes der D E H " im Vordergrund 
stehen, sei es durch verwaltungsinternen Stellentransfer, sei es durch eine 
Aufstockung des Stellenplafonds. Der politische Wille zum quantitativen 
Ausbau der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit ist heute vorhan-
den. Diese Bereitschaft von Parlament und Verwaltung basiert weitgehend 
auf der international anerkannten Qualität der schweizerischen Entwicklungs-
arbeit. Damit diese auch in Zukunf t aufrechterhalten und verbessert werden 
kann, ist eine personelle Aufstockung bei der DEH in naher Zukun f t uner-
lässlich. Sollten keine verwaltungsinternen Stellentransfers zugunsten der 
DEH Zustandekommen, so könnte dies nur als Führungsschwäche des Bun-
desrates gedeutet werden. Sollte das Parlament nach einer Aufstockung der 
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Kredite dann eine Aufstockung des Steilenplafonds verweigern, so käme dies 
einem Schildbürgerstreich gleich. Denn der politische Wille zum Ausbau der 
Entwicklungszusammenarbeit ist unteilbar und betr i f f t sowohl Quantität 
als auch Qualität. 
